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(Nr. 14400.) Geſetz zur Anderung des Geſetzes über die Dienſtbezüge der Lehrer und Lehrerinnen an 
den öffentlichen Volksſchulen (Volksſchullehrer⸗Beſoldungsgeſetz — VBG. —) vom 1. Mai 
1928 (Geſetzſamml. S. 125) und des Geſetzes über die Dienſtbezüge der Lehrperſonen an 
den Berufsſchulen (Gewerbe⸗ und Handelslehrer⸗Beſoldungsgeſetz — GBG. —) vom 
16. April 1928 (Geſetzſamml. S. 89). Vom 8. November 1937. 


Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


§ 1. 
§ 20 Abſ. 1 des Volksſchullehrer-Beſoldungsgeſetzes vom 1. Mai 1928 (Geſetzſamml. S. 125) 
in der Faſſung der Verordnung vom 12. September 1931 (Geſetzſamml. S. 179) erhält folgenden 
Zuſatz: 
. Bis auf weiteres erhalten die verheirateten auftragsweiſe in freien planmäßigen 
Schulſtellen vollbeſchäftigten und einſtweilig angeſtellten Lehrer ſowie die verheirateten 
in nicht freien Stellen auftragsweiſe oder vertretungsweiſe vollbeſchäftigten Lehrer im 
erſten und zweiten Vergütungsdienſtjahr die Grundvergütung des fünften Vergütungs⸗ 
dienſtjahrs, vom Beginn des dritten Vergütungsdienſtjahrs an eine Grundvergütung in 
Höhe des Anfangsgrundgehalts der endgültig angeſtellten Lehrer. In dieſer Dienſtalters— 
ſtufe verbleiben die Schulamtsbewerber und einſtweilig angeſtellten Lehrer fünf Jahre. 
Nach Ablauf dieſer Zeit rücken ſie im Grundgehalt in gleicher Weiſe auf, wie wenn ſie als 
Lehrer endgültig angeſtellt worden wären. Verheirateten Lehrerinnen wird die Grund— 
vergütung gekürzt um 10 vom Hundert. 


8 2. 
§ 9 Abſ. 1 des Geſetzes über die Dienſtbezüge der Lehrperſonen an den Berufsſchulen 
(Gewerbe- und Handelslehrer-Beſoldungsgeſetz — GBG. —) vom 16. April 1928 (Geſetzſamml. 
S. 89) in der Faſſung der Verordnung vom 12. September 1931 (Geſetzſamml. S. 179) erhält 
hinter Satz 1 folgenden Zuſatz: 

Bis auf weiteres erhalten verheiratete nichtplanmäßige, vollbeſchäftigte Lehr- 
perſonen im erſten und zweiten Anwärterdienſtjahr eine Grundvergütung nach den Sätzen 
des fünften Anwärterdienſtjahrs, vom Beginn des dritten Anwärterdienſtjahrs an eine 
Grundvergütung in Höhe des Anfangsgehalts der Beſoldungsgruppe, in der fie bei regel- 
mäßigem Ablauf ihrer Dienſtlaufbahn zuerſt planmäßig angeſtellt werden. In dieſer 
Dienſtaltersſtufe verbleiben ſie fünf Jahre. Nach Ablauf dieſer Zeit rücken ſie in gleicher 
Weiſe weiter auf, wie wenn ſie planmäßig angeſtellt wären. 
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8 3. 
Dieſes Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. April 1937 ab in Kraft. 


Berlin, den 8. November 1937. 


Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Popitz. Ruſt. 


Im Namen des Reichs verkünde ich für den Führer und Reichskanzler das vorſtehende Geſetz, 
dem die Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 


Berlin, den 8. November 1937. 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 


(Rr. 14401.) Geſetz zur Anderung des Preußiſchen Beſoldungsgeſetzes. Vom 8. November 1937. 
Das Staatsminiſterium hat das folgende Geſetz beſchloſſen: 


§ 1. 

Die Anlage 4 zum Preußiſchen Beſoldungsgeſetz vom 17. Dezember 1927 (Dienſtbezüge der 
wiſſenſchaftlichen Aſſiſtenten mit planmäßiger Vergütung und der ihnen gleichgeſtellten Hilfskräfte 
bei den Wiſſenſchaftlichen Hochſchulen, Anſtalten und Inſtituten) — Geſetzſamml. S. 223/282 — 
erhält hinter Abſ. 1 folgenden neuen Abſatz: 


Bis auf weiteres erhalten die verheirateten wiſſenſchaftlichen Aſſiſtenten mit plan⸗ 
mäßiger Vergütung an den Wiſſenſchaftlichen Hochſchulen im erſten und zweiten Dienſt⸗ 
jahr eine Grundvergütung von 4100 „% und vom Beginn des dritten Dienſtjahrs an 
eine Grundvergütung von 4400 RAN jährlich. In dieſem Grundvergütungsſatze verbleiben 
ſie fünf Jahre. Das weitere Aufrücken in den Dienſtaltersſtufen des Grundgehalts und 
der Wohnungsgeldzuſchuß regeln ſich nach den Beſtimmungen des vorſtehenden Abſatzes. 


8 2. 
Dieſes Geſetz tritt mit Wirkung vom 1. April 1937 in Kraft. 


Berlin, den 8. November 1937. 


(Siegel.) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Göring. Popitz. 


Im Namen des Reichs verkünde ich für den Führer und Reichskanzler das vorſtehende Geſetz, 
dem die Reichsregierung ihre Zuſtimmung erteilt hat. 
Berlin, den 8. November 1937. 
Der Preußiſche Miniſterpräſident. 


Göring. 
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(Nr. 14402.) Anordnung über die Ernennung der Beamten der Reichsforſtverwaltung und der 
Preußiſchen Landesforſtverwaltung und die Beendigung des Beamtenverhältniſſes. Vom 
28. Oktober 1937. 


Auf Grund der mir durch Erlaß des Führers und Reichskanzlers über die Ernennung der 
Beamten und die Beendigung des Beamtenverhältniſſes vom 10. Juli 1937 (Reichsgeſetzbl. I S. 769) 
und durch Erlaß des Preußiſchen Miniſterpräſidenten vom 14. Juli 1937 (Geſetzſamml. S. 76) 
erteilten Ermächtigung ordne ich mit Zuſtimmung der Reichsminiſter des Innern und der Finanzen 
folgendes an: 


I. Ich behalte mir vor: 
1. die Ernennung und die Beendigung des Beamtenverhältniſſes 

a) der nichtplanmäßigen — auch der kommiſſariſchen — Beamten des höheren Dienſtes 
mit Ausnahme der Beamten des Vorbereitungsdienſtes, 

b) der Inhaber von Planſtellen der Reichsbeſoldungsgruppen A 3 und aufwärts und 
der entſprechenden Länderbeſoldungsgruppen, ſoweit ſich der Führer und Reichs⸗ 
kanzler die Ausübung des Rechtes nicht ſelbſt vorbehalten hat; 

2. die nicht dem Führer und Reichskanzler vorbehaltene Verſetzung der Warteſtandsbeamten 
in den Ruheſtand und ihre Entlaſſung nach §§ 59 und 60 DBG; 

3. die Entlaſſung von Beamten in den Fällen der SS 57 bis 59 DBG und die nicht dem 
Führer und Reichskanzler vorbehaltene Entlaſſung in den Fällen des $ 61 DBG; 

4. die Ausfertigung der bei Übertritt in den Ruheſtand zu erteilenden Urkunden, in denen 
der Dank nicht ausgeſprochen werden ſoll; 

5. die Einweiſung von Beamten in Planſtellen mit höherem Endgrundgehalt ohne Anderung 
der bisherigen Amtsbezeichnung; 

6. die Anderung von Amtsbezeichnungen unter Belaſſung der Beamten in der bisherigen 
Beſoldungsgruppe; 
zu 2 bis 6: ſoweit es ſich um Inhaber von Stellen der Reichsbeſoldungsgruppen A202 
und aufwärts handelt; 

7. die Wiederverwendung von Beamten, die in den Warteſtand verſetzt ſind, ſoweit eine 
Ernennung durch den Führer und Reichskanzler nicht erfolgt; 

8. die Umwandlung des Beamtenverhältniſſes auf Widerruf in ein ſolches auf Lebenszeit 
bei Beamten in Stellen der Reichsbeſoldungsgruppen A 2 02 und aufwärts ſowie in den 
unter I 1 b aufgeführten Fällen. 


II. Ich übertrage auf Widerruf die Ausübung des Rechtes zur Ernennung und zur Beendigung 
des Beamtenverhältniſſes ſowie zur Umwandlung des Beamtenverhältniſſes auf Widerruf in ein 
ſolches auf Lebenszeit bei den übrigen Beamten in den außerpreußiſchen Ländern den Reichsſtatt⸗ 
haltern, die ihre Befugniſſe weiter übertragen können. 


III. Für Preußen beſtimme ich folgendes: 

1. Ich behalte mir die Ernennung und Beendigung des Beamtenverhältniſſes der Ober— 
förſter, Forſtoberrentmeiſter, Forſtrentmeiſter und Forſtreferendare vor. 

2. Die Ernennung und die Beendigung des Beamtenverhältniſſes der Forſtbeamten vom 
Revierförſter abwärts übertrage ich den Landforſtmeiſtern. 

3. Für die Ernennung und die Beendigung des Beamtenverhältniſſes der unter III 1 und 2 
nicht genannten Beamten bei den Sonderanſtalten der Landesforſtverwaltung von der 
Reichsbeſoldungsgruppe A 2 d einſchließlich abwärts behalte ich mir Anweiſung über den 
Einzelfall vor. 


Berlin, den 28. Oktober 1937. 
Der Reichsforſtmeiſter und Preußiſche Landesforſtmeiſter. 


In Vertretung: 
von Keudell. 


124 Preuß. Geſetzſammlung 1937. Nr. 19, ausgegeben am 9. 11. 37. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) find bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 6. September 1937 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich (Wehrmachtfiskus) zum 
Bau eines Standortlazaretts in Siegen 5 


durch das Amtsblatt der Regierung in Arnsberg Nr. 38 S. 125, ausgegeben am 18. September 1937; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 6. Oktober 1937 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Reichshauptſtadt Berlin zur Erwerbung 
eines etwa 84 qm großen bebauten Grundſtückteils des Grundſtücks Elſaſſer Straße 91 


durch das Amtsblatt für den Landespolizeibezirk Berlin Nr. 85 S. 263, ausgegeben am 23. Oktober 1937; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 6. Oktober 1937 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Kurheſſiſche Kupferſchieferbergbau 
G. m. b. H. in Nentershauſen zur Errichtung einer Hüttenanlage in der Gemarkung Hornel 
durch das Amtsblatt der Regierung in Kaſſel Nr. 42 S. 241, ausgegeben am 16. Oktober 1937; 


4. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 11. Oktober 1937 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Geſamtſchulverband Groß Waplitz zur 
Errichtung einer Schule nebſt Spiel- und Pauſenplatz in Groß Waplitz 
durch das Amtsblatt der Regierung in Marienwerder Nr. 43 S. 98, ausgegeben am 23. Oktober 1937; 


5. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 11. Oktober 1937 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an den Provinzialverband der Provinz 
Hannover in Hannover zur Verlegung der Reichsſtraße Nr. 51 (Osnabrück Diepholz) von 
km 30,162 bis 32,400 in der Gemarkung Dielingen 


durch das Amtsblatt der Regierung in Minden Nr. 43 S. 143, ausgegeben am 23. Oktober 1937; 


6. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 15. Oktober 1937 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich für den Bau von 
Kaſernen in der Gemarkung Stralſund 
durch das Amtsblatt der Regierung in Stettin Nr. 43 S. 245, ausgegeben am 23. Oktober 1937. 
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